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Auszeichnungen
Für hervorragende Verdienste bei der Ausbildung und bei der 
sozialistischen Erziehung der Studenten und des wissenschaft­
lichen Nachwuchses wurde

Prof. em. Dr. sc. Peter A. Steiniger,
Sektion Rechtswissenchaft 

der Humboldt-Universität Berlin, 
der Ehrentitel „Verdienter Hochschullehrer der Deutschen De­
mokratischen Republik“ verliehen.

In Anerkennung herausragender Ergebnisse im sozialisti­
schen Wettbewerb zu Ehren des 60. Jahrestages der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution wurde das 

Institut für Wirtschaftsrecht 
an der Hochschule für Ökonomie 

„Bruno Leuschner“, Berlin, 
mit dem Orden „Banner der Arbeit" Stufe I ausgezeichnet.

Gericht beim Ausspruch einer Strafe gegen einen Minder­
jährigen, der erstmals zu einer Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren verurteilt wird, den Vollzug unter Berücksichti­
gung des Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straf­
tat, der Täterpersönlichkeit und der Möglichkeit der Besse­
rung und Umerziehung des Täters ohne Isolierung von der 
Gesellschaft für die Dauer von sechs Wochen bis zu zwei 
Jahren aufschieben kann.8 Gleichzeitig mit dem Aufschub 
des Vollzugs kann das Gericht den Minderjährigen u. a. 
verpflichten, innerhalb einer bestimmten Frist eine Ar­
beit oder Lehre aufzunehmen sowie den verursachten 
Schaden zu beseitigen. Das Gericht kann auch ein Arbeits­
kollektiv oder einen Bürger mit dessen Einverständnis ver­
pflichten, den Verurteilten zu beaufsichtigen und ihn zu 
erziehen.

Die Kontrolle über das Verhalten der Verurteilten, bei 
denen der Vollzug des Urteils aufgeschoben worden ist, 
obliegt der Kommission für die Angelegenheiten Minder­
jähriger und den Organen für innere Angelegenheiten. Auf 
Antrag dieser Kommission und der Organe für innere 
Angelegenheiten kann das Gericht den Verurteilten bei 
vorbildlichem Verhalten und einer ehrlichen Einstellung 
zur Arbeit bzw. zur Lehre innerhalb der für den Auf­
schub des Urteils festgelegten Frist von der Strafe be­
freien.

Erfüllt jedoch der Verurteilte die ihm auferlegten Pflich­
ten nicht oder wird er wegen einer Verletzung der öffent­
lichen Ordnung administrativ zur Verantwortung gezogen, 
kann das Gericht die Aufhebung des Aufschubs des Voll­
zugs und die Anordnung des Vollzugs der Freiheitsstrafe 
beschließen. Es geht somit nicht um die Befreiung von 
der Strafe, sondern um eine wirksame Maßnahme, die 
den Minderjährigen veranlassen soll, sein Verhalten zu 
ändern.

Vervollkommnung der Tätigkeit 
der Kameradschaftsgerichte

Das Präsidium des Obersten Sowjets der UdSSR erließ am
8. Februar 1977 den Beschluß „Über die weitere Vervoll­
kommnung der Tätigkeit der Kameradschaftsgerichte“.9 
Damit wird insbesondere die Verantwortung der örtlichen 
Staatsorgane und der Gewerkschaftsorgane für die Leitung 
der Kameradschaftsgerichte und ihre Unterstützung in der 
Arbeit erhöht. In diesem Zusammenhang wurde emp­
fohlen, bei den Exekutivkomitees der Rayon- und Stadt­
sowjets gesellschaftliche Räte für die Arbeit der Kame­
radschaftsgerichte zu bilden und sie mit der Koordinie­
rung der Tätigkeit der Kameradschaftsgerichte, mit ihrer 
methodischen Unterstützung, mit der Verallgemeinerung 
positiver Arbeitserfahrungen und mit der Schulung der 
Mitglieder der Kameradschaftsgerichte zu betrauen.10

Auf Grund der Empfehlungen im Beschluß des Präsi­
diums des Obersten Sowjets der UdSSR erließen die Prä­
sidien der Obersten Sowjets der Unionsrepubliken neue 
Ordnungen über die Kameradschaftsgerichte.1 11 Das we­
sentliche Neue dieser Ordnungen besteht in folgendem:

Das Wahlverfahren für die Kameradschaftsgerichte ist 
präzisiert worden. Die Kandidaten werden rechtzeitig von 
den gesellschaftlichen Organisationen und von einzel­
nen Bürgern nominiert und die Kandidatenlisten zur allge­
meinen Einsichtnahme ausgelegt. Für die Ablehnung von 
Kandidaten und für die vorfristige Abberufung von Mit­
gliedern der Kameradschaftsgerichte ist die Verfahrens­
weise festgelegt worden.

Die Ordnungen enthalten Maßnahmen zur moralischen 
und materiellen Anerkennung der Arbeit der Vorsitzenden 
und Mitglieder der Kameradschaftsgerichte.

Die Zuständigkeit der Kameradschaftsgerichte ist erwei­
tert worden. Sie haben nunmehr u. a. auch das Recht, 
über die nicht ordnungsgemäße Erfüllung der Erziehungs­
pflichten durch Eltern, Vormunde und Pfleger zu bera­
ten.

Die Kameradschaftsgerichte können neben der Anwen­
dung ihrer Erziehungsmaßnahmen bei den Leitungen der 
Betriebe und den Gewerkschaftsleitungen anregen, dem 
Schuldigen vollständig oder teilweise die Jahresendprämie, 
einen Sonderferien- oder -kurscheck zu entziehen sowie 
die Rangfolge für die Zuweisung von Wohnraum zu än­
dern.

Zur Zuständigkeit der Kameradschaftsgerichte wurde 
festgelegt, daß eine Beratung nicht durchzuführen ist, wenn 
wegen derselben Sache bereits Disziplinarstrafen ausge­
sprochen wurden oder ein Beschluß eines anderen Kame­
radschaftsgerichts vorliegt. Haben sich der Geschädigte 
und der wegen Beleidigung, Verleumdung oder Schlägerei 
vor das Kameradschaftsgericht Geladene ausgesöhnt, kann 
die Beratung durch Beschluß eingestellt werden.

Die Garantien für die Gesetzlichkeit bei der Bera­
tung der Sachen durch die Kameradschaftsgerichte sind 
verstärkt worden. Die Anforderungen an die Entschei­
dung des Kameradschaftsgerichts und die Rechte der Per­
sonen, die an der Beratung teilnehmen, wurden genauer 
festgelegt. Auch die Voraussetzungen für die Anfechtung 
von Entscheidungen der Kameradschaftsgerichte und für 
die weitere Bearbeitung der Sache sind exakt geregelt 
worden.

*

Die neuen Gesetzgebungsakte haben außerordentlich große 
politische und juristische Bedeutung. Ihre strikte Ver­
wirklichung wird ein Beitrag zur Erhöhung der Effek­
tivität der Kriminalitätsbekämpfung sowie zur Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und Rechtsordnung 
sein.
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